
5.8 Bürgergeld - Grundeinkommen 
 
 
Ich muss wirklich sagen, dass ich dieses Gerede von der Schaffung 
Neuer Arbeitplätze langsam nicht mehr hören kann. 
Warum wird dem so wenig widersprochen? 
Die Wirtschaft hat nicht die Aufgabe Arbeitsplätze zu schaffen. 
Im Gegenteil!  Die Aufgabe der Wirtschaft ist es, die Menschen von  
Der Arbeit zu befreien 
 
In der Schweiz verfügen 3 % der privaten Steuerpflichtigen über 
Gleich viel Vermögen wie die Übrigen 97 % 
 
Die Folge wäre, dass am Arbeitsmarkt der Kern aller Freiheit, 
nämlich die Freiheit Nein zu sagen, zur Geltung gebracht würde. 
 
Das Heil einer Gesamtheit von zusammenarbeitenden Menschen ist um so 
grösser, je weniger der einzelne die Erträgnisse seiner Leistung für  
sich beansprucht, das heisst, je mehr er von diesen Erträgnissen 
an seine Mitarbeiter abgibt, und je mehr seine eigenen Bedürfnisse 
nicht aus seinen Leistungen, sondern aus den Leistungen der anderen 
befriedigt werden. 
 
Vielleicht sollte man die Autorin freundlich darauf hinweisen, dass 
die negative Einkommensteuer an ein Arbeitseinkommen gebunden ist, 
das Bedingungslose Grundeinkommen hingegen nicht. Ich kann nicht 
erkennen, dass Friedman Geld an Müssiggänger verschenken will. Wenn 
man schon Wirtschaftswissenschaftler fuer seine 
gesellschaftspolitischen Überzeugungen einspannen möchte, dann 
bitte richtig. Ich empfehle Thomas Straubhaar vom HWWI. 
 
 
MWST 
Man kann/muß die MWST Erhebung an den Stellen erheben wo sie relevant 
sind. 
 
Dabei spielen zb: die Bürokratiekosten eine wichtige Rolle. Es ist 
unsinnig dort Steuern zu erheben, wo die Kosten der Erhebung in der 
gleichen Grössenordnung liegen wie das was erhoben werden soll! 
 
Man schaue einmal ins deutsche Gesetz, und wird finden das dort 
eigentlich zig Steuern stehen, die keiner zahlt! So ist zb: auch 
selber Brotbacken, aber auch die Nachhilfestunde für das Kind 
durchaus steuerpflichtig! 
Und die "Handreichung" vom Nachbarn durchaus öfters als man denkt! 
So richtig einfordern traut sich aber die Politik zur Zeit nicht - 
Und obwohl der Bürger sich da jedesmal sogar strafbar macht fällt das 
dem Einzelnen erst dann auf wenn man ihn wegen anderer 
Hinterziehungen am Hacken hat, da werden dann schnell auch diese 
"Kleindelikte" mit hinzugerechnet. 
 



 
Beim Bürgergeld ist das unkritischer, der Staat bekommt sein Geld auf 
jeden fall- nur etwas später eben! 
Übrigens dieses Später wird in Deutschland durchaus üblich toleriert, 
so werden Mietzahlungen eben nicht mit einer MWST belegt, sondern man 
wartet mindestens ein Jahr oder länger um sie über Einkommenssteuer 
und Kapitalertragssteuern erstmal zu belasten! 
(Was dem Staat übrigens Einnahmeverluste in Milliardenhöhe beschert). 
 
Der Staat kann also seine "MWST" Erhebung an die Stellen legen, wo es 
rentabel ist, und das ist es eben nicht bei der Putzfrau, sondern bei 
Konsum wo grössere Geldmengen transferiert werden! 
 
Für die Volkswirtschaft ist das erstmal vollkommen transparent, man 
stelle sich einen Kreis des Geldumlaufes vor. Man kann an 4 oder 8 
Stellen "Maut" erheben, und an eigentlich beliebiger Stelle diese 
"Maut" wieder ins System zurückgeben, die Menge an Geld - die 
kaufkraft oder was immer man nimmt wird sich dadurch nicht ändern! 
Und der Staat gibt ja letztlich alles Geld wieder zurück - er ist vom 
"Prinzip" eigentlich nur eine Umverteilungseinrichtung (zumindest was 
das Geld als solches Betrifft). 
 
So ist es nicht eine Frage ob "dingliches" besteuert wird, sondern 
nur noch das an passenden Stellen dort wo es sich lohnt das 
Mauthauschen "MWST" steht! 
 
Übrigens - sogar "Steuerbetrug" wird dann schwierig auch. Heutzutage 
kann ein Betrieb mal "einfach vergessen" für bestimmte Dinge Steuern 
zu zahlen, das war/ist sehr beliebt bei Kneipen , Restaurants , 
Kellnern etc weil es dort sehr schwierig ist jeden "Bezahlvorgang" zu 
kontrollieren. 
Mit einer Zentralen MWST ist es eher egal, spätestens wenn der 
nächste Einkauf für das Restaurant, die nächste Miete etc. fällig ist 
wandert wird der entsprechende Betrag fällig (und dann eben verlangt 
vom nächsten in dieser Kette). 
 
Dem Staat entgeht beim nicht abführen der MWST maximal die 
"Zinskosten" die von diesem "Geschäft" bis zum nächsten "Konsum" 
anfallen würden! 
Und das wären eben bei der Putzfrau weniger als cent, sogar bei einer 
grossen "Unterschlagung" wären das eben nur noch der Zeitraum etwa 
von einem Monat! 
 
Man kann also einfach alle Erhebungen dort fallen lassen - wo die 
"Zinskosten" + Bürokratie-kosten eben unwesentlich sind -oder so 
gering das es sich nicht lohnt pfennige einzusammeln! 
 
Hoffe ich hab das nachvollziehbar erklärt? 
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Seltsame Einigkeiten beim Thema Bürgergeld oder Grundeinkommen 
Hitzewelle, Sommerloch und inoffizieller Sommerschluss-Verkauf: Deutschland im alljährlichen 
Zustand der Politiklosigkeit? Oder bewegt sich doch etwas im Staate? Ballt sich vielleicht gar 
irgendwo eine Lawine zusammen, die den gewohnten "Sozialstaat kapitalistischer Ausprägung" 
hinwegfegen wird? Möglicherweise sogar mit unserer demokratischen Zustimmung? 

Zugegeben, wahrscheinlich werden wir nicht gerade morgen in einem völlig neuen Staat aufwachen, 
aber möglicherweise schon nach der nächsten Wahl? Eine ganz und gar unwahrscheinliche 
Vorstellung, dass wir unser nächstes Wahlkreuz in der Annahme machen, über eine tatsächliche, 
grundlegende Veränderung unseres Staates und überhaupt unseres Miteinanders mitzubestimmen? 
Nun, das käme auf die Themen an.  

Wie wäre es z.B. mit dem Thema Bürgergeld bzw. Grundeinkommen? Der Bürger und die Bürgerin 
nicht mehr als Steuerzahler/in contra Geld-Hilfe-(gleich welcher Art)-Empfänger/in, sondern mit 
Anrecht auf finanzielle staatliche Existenzsicherung ohne (!) Gegenleistung und Zwangsmaßnahmen. 
Frei von Hartz VI und ähnlichen Existenzängsten mit Anspruch auf ein staatliches Grundeinkommen 
deutlich oberhalb der Armutsgrenze ohne bürokratischen Formularzwang und ganz nebenbei noch der 
Aufgabe der bürgerlichen Rechte auf freie Selbstbestimmung des Aufenthaltsortes, Wahl der 
Ausbildung und Erwerbstätigkeit, etc.  

Der praktische Nutzen könnte sein: für die Einen nicht mehr in ein Bittstellertum gezwungen zu sein, 
dass selbst bei vorhandenem Selbstbewusstsein und Nervenstärke von den Betroffenen meist als 
demütigend empfunden wird. Für die Anderen u.a. Steuererleichterungen, weniger Konkurrenz um die 
vorhandenen Arbeitsplätze, nie wieder Steuererklärungen... Und für alle die Freiheit der Wahl 

Alle Diejenigen, die dies nun für Utopie, Phantasterei, reine Spinnerei oder was auch immer halten, 
seien freundlich darauf hingewiesen, dass die Grundidee als negative Einkommensteuer in den 
1940ern von der Ökonomin Juliet Rhys-Williams bereits angedacht und in ihrer Neuauflage aus den 
1960ern tatsächlich auf Milton Friedman zurückgeht, immerhin ein Nobelpreisträger der 
Wirtschaftswissenschaften.  

Auch in der Politik ist der Gedanke nicht neu. So z.B. als sog. negative Einkommensteuer bzw. 
liberales Bürgergeld, wie es sich die FDP 1994 bzw. Anfang 2005 vorstellte. Dieses sollte aber eben 
doch wieder an "zumutbare Arbeit" gekoppelt sein und sieht ebenfalls für den Fall, dass die 
Bürgergeld-Empfänger/innen diese ablehnen, staatliche Sanktionen in Form von empfindlichen 
Geldkürzungen vor. Damit wäre das Bürgergeld der FDP zwar ein Schritt in Richtung Bürokratie-
Abbau, aber eben auch wieder ein Schritt weg von bürgerlicher Selbstbestimmung.  

Dass z.B. der Linkspartei-PDS solche Konzepte bei weitem nicht genug sind, verwundert wohl kaum, 
dass aber ausgerechnet aus der CDU (!) der neueste Vorstoß in diese Richtung kommt schon. Und so 

vermeldete der Tagesspiegel kürzlich zu Recht erstaunt: "Zwei Lager, eine Idee - Thüringens 
Ministerpräsident will dasselbe wie Politiker der Linkspartei: ein Bürgergeld für alle."  



Nun ist der nächste Bundeswahlkampf noch weit entfernt, der Berliner Wahlkampf hingegen steht vor 
der Tür. Wohl der Grund, weshalb auch die BZ jubeln durfte: "Erster Ministerpräsident will Hartz 
IV abschaffen - Dieter Althaus (CDU) fordert stattdessen 800 Euro Bürgergeld."  

Tatsächlich macht sich Althaus dafür stark, in Zukunft an jeden Bürger ohne Bedarfsprüfung eine 
einheitliche Zahlung zu leisten, die mindestens das Existenzminimum sichern soll. Gekoppelt an einen 
für alle verbindlichen Steuersatz auf alles, was noch hinzuverdient wird. Diese Vorstellungen 
entsprechen weitgehend dem sog. Ulmer Modell, das 1996 unter der Leitung von Helmut Pelzer am 
Institut für Naturheilkunde der Universität Ulm erdacht wurde. Konkrete Zahlen nennt Althaus 
auch: Zur freien Wahl stünden dann ein staatliches Grundeinkommen von 800 Euro, verbunden mit 
einem Steuersatz von 50 % bzw. 400 Euro bei 25 %. Finanziert werden soll das Ganze u.a. durch den 
Abbau des bestehenden Sozialsystems. Althaus rechnet vor, dass es mit dem neuen Modell gar zu 
erheblichen Einsparungen käme. Zumindest laut seiner eigenen Internetseite fühlt sich Althaus in 
seiner Partei auch keineswegs alleine mit seinen Vorstellungen.  

Wenn nun also die CDU und die Linkspartei-PDS grundsätzlich einer Meinung sind, zudem bei einem 
Vorhaben, das so ähnlich auch schon von der FDP angebracht wurde...? Was sagt nun die SPD dazu? 
Zumindest auf ihrer Internetseite auf den ersten Blick nichts. Und auch die Suche nach den 
Stichworten Bürgergeld oder Grundeinkommen führt (noch?) nicht weiter. Aber wenn doch sonst alle 
dafür sind? Oder doch nicht?  

Wer sich aber jenseits aller Wahlkampfspekulationen weiter über die Idee informieren möchte, kann 
dies z.B. beim Basic Income Earth Network bzw. bei ihrer deutschen Unterorganisation dem 
Netzwerk Grundeinkommen. Letzteres stellt sich auf seiner Seite so vor:  

 
...im Juli 2004 von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Studierenden, Mitgliedern der 

Erwerbslosen- und Sozialhilfeinitiativen, kirchlicher Verbände und verschiedener Parteien sowie 
weiteren Bürgerinnen und Bürgern gegründet. Es befürwortet ein bedingungsloses, garantiertes 
Grundeinkommen als grundlegende Alternative zur gegenwärtigen Politik einer forcierten 
Druckausübung auf Arbeitslose trotz des Mangels an Arbeitsplätzen, für welche die sogenannten 
Hartz-IV-Gesetze zum Inbegriff geworden sind. Es versteht sich als überparteilicher Anwalt der 
Grundeinkommensidee in Deutschland und hat sich zum Ziel gesetzt, die Debatte über den 
Grundeinkommensvorschlag in Wissenschaft, Politik und Gesellschaft zu fördern. Auf dem 
Gründungstreffen wurden vier Bedingungen formuliert, die das bedingungslose, garantierte 
Grundeinkommen erfüllen soll. Es soll existenzsichernd sein im Sinne der Sicherung einer basalen 
gesellschaftlichen Teilhabe, einen individuellen Rechtsanspruch darstellen, ohne 
Bedürftigkeitsprüfung ausgezahlt werden und keinen Zwang zur Arbeit bedeuten.  

Die gleichen Netzwerke gibt es in unseren Nachbarländern Österreich und Schweiz. Und in 
Argentinien, Brasilien, Dänemark, Irland, den Niederlanden, Spanien, Großbritannien. Könnte es also 
sein, dass wir eines schönen Tages aufwachen und uns verwundert die Augen reiben, weil wir uns in 
einer Gesellschaft wiederfinden, in der wir nicht mehr als Einzelne einer Kosten-/Nutzen-Berechnung 
unterworfen werden, sondern in der tatsächlich eine soziale Gemeinschaft das Recht auf freie 
Entfaltung für und mit den Anderen garantiert?  

 

 


